
Obwohl hierzu aufgefordert, habe Dänemark die erforderlichen
Berechnungen zur Feststellung dieses Betrages nicht angestellt,
der der Gemeinschaft wegen der fraglichen Vertragsverletzung
seit dem Haushaltsjahr 1998 nicht als Eigenmittel zugeflossen
sei.

Die der fraglichen Zollschuld entsprechenden Beträge seien
darüber hinaus der Kommission bis zum 31. März 2002 nicht
zur Verfügung gestellt worden.

Dänemark habe daher gegen seine Verpflichtungen aus den
Artikeln 2, 9, 10 und 11 der Verordnung Nr. 1552/89 und der
Verordnung Nr. 1150/2000 verstoßen, indem es nicht die
Eigenmittel aus der Einfuhr von militärischem Gerät ermittelt
und der Kommission zur Verfügung gestellt habe.

Klage der Kommission der Europäischen Gemeinschaften
gegen das Königreich der Niederlande, eingereicht am 22.

Dezember 2005

(Rechtssache C-463/05)

(2006/C 48/36)

(Verfahrenssprache: Niederländisch)

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat am 22.
Dezember 2005 eine Klage gegen das Königreich der Nieder-
lande beim Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften ein-
gereicht. Bevollmächtigte der Klägerin sind Dominique Maidani
und Wouter Wils.

Die Klägerin beantragt,

1. festzustellen, dass das Königreich der Niederlande dadurch
gegen seine Verpflichtungen aus der Richtlinie
2002/47/EG (1) des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 6. Juni 2002 über Finanzsicherheiten verstoßen hat,
dass es nicht die Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlas-
sen hat, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie nachzu-
kommen, oder diese der Kommission jedenfalls nicht mitge-
teilt hat;

2. dem Königreich der Niederlande die Kosten des Verfahrens
aufzuerlegen.

Klagegründe und wesentliche Argumente

Die Kommission trägt vor, dass nach Artikel 11 der Richtlinie
2002/47 die Mitgliedstaaten die Vorschriften in Kraft setzten,
die erforderlich seien, um dieser Richtlinie spätestens ab dem
27. Dezember 2003 nachzukommen, und die Kommission
davon unverzüglich in Kenntnis setzten.

Die Kommission habe feststellen müssen, dass das Königreich
der Niederlande diese Vorschriften immer noch nicht erlassen
oder ihr jedenfalls nicht mitgeteilt habe.

(1) ABl. L 168, S. 43.

Rechtsmittel der Groupe Danone gegen das Urteil des
Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften
(Fünfte Kammer) vom 25. Oktober 2005 in der Rechtssa-
che T-38/02, Groupe Danone gegen Kommission der Euro-

päischen Gemeinschaften, eingelegt am 4. Januar 2006

(Rechtssache C-3/06 P)

(2006/C 48/37)

(Verfahrenssprache: Französisch)

Die Groupe Danone hat am 4. Januar 2006 ein Rechtsmittel
gegen das Urteil des Gerichts erster Instanz der Europäischen
Gemeinschaften (Fünfte Kammer) vom 25. Oktober 2005 in
der Rechtssache T-38/02, Groupe Danone gegen Kommission
der Europäischen Gemeinschaften, beim Gerichtshof der Euro-
päischen Gemeinschaften eingelegt. Prozessbevollmächtigte der
Rechtsmittelführerin sind die Rechtsanwälte A. Winckler und S.
Sorinas.

Die Rechtsmittelführerin beantragt,

— das Urteil des Gerichts vom 25. Oktober 2005 in der
Rechtssache T-38/02, Groupe Danone/Kommission der
Europäischen Gemeinschaften, auf der Grundlage von Arti-
kel 225 Absatz 1 EG teilweise aufzuheben, soweit darin (i)
der Klagegrund der unbegründeten Berücksichtigung des
erschwerenden Umstands der Wiederholung gegenüber der
Klägerin zurückgewiesen wird und (ii) die von der Kommis-
sion angewandte Berechnungsweise für die Geldbuße geän-
dert wird;

— den von der Groupe Danone in erster Instanz gestellten
Anträgen im Hinblick auf den Klagegrund der unbegründe-
ten Berücksichtigung des erschwerenden Umstands der
Wiederholung stattzugeben und folglich die von der Kom-
mission verhängte Geldbuße auf der Grundlage der Artikel
229 EG und 17 der Verordnung Nr. 17 (1) herabzusetzen;

— die Höhe der Geldbuße anteilig nach der vom Gericht vor-
genommenen Verringerung der Herabsetzung für mildernde
Umstände auf der Grundlage der Artikel 229 EG und 17
der Verordnung Nr.17 herabzusetzen;

— der Kommission die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen.
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Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente

Für ihr Rechtsmittel macht die Rechtsmittelführerin fünf
Gründe geltend, die auf die teilweise Aufhebung des angefoch-
tenen Urteils abzielen. Diese Rechtsmittelgründe sind zum
einen aus einer fehlerhaften Beurteilung des Begriffes „Wieder-
holung“ durch das Gericht und zum anderen aus einer offen-
sichtlichen Rechtswidrigkeit der Berechnungsweise für die Geld-
buße hergeleitet, die zu einer Verringerung der Herabsetzung
für mildernde Umstände und daher zu einer höheren Geldbuße
im Vergleich zu dem Betrag geführt habe, zu dem das Gericht
bei einer Verringerung der Aufschläge für erschwerende
Umstände von 50 % auf 40 % gelangt wäre, ohne die von der
Kommission angewandte Berechnungsmethode für die Geld-
buße zu ändern.

Um ihre Argumentation zur fehlerhaften Beurteilung des
Begriffes „Wiederholung“ zu untermauern, führt die Rechtsmit-
telführerin drei verschiedene Rechtsmittelgründe an:

— Erstens habe das Gericht den Grundsatz der gesetzlichen
Bestimmtheit von Tatbestand und Strafe und das sich
daraus ergebende Verbot der Rückwirkung strengerer Straf-
vorschriften verletzt, indem es die Erhöhung der Geldbuße
der Rechtsmittelführerin wegen des erschwerenden
Umstands der Wiederholung ohne klare und ausreichend
vorhersehbare Rechtsgrundlage bestätigt habe.

— Zweitens habe das Gericht den Grundsatz der Rechtssicher-
heit falsch angewandt, indem es ihr im Widerspruch zur
Rechtsprechung des Gerichtshofes die zeitlich begrenzte
Anwendung des Umstands der Wiederholung verweigert
habe.

— Drittens sei das Urteil mit einer widersprüchlichen Begrün-
dung behaftet, die einen Begründungsmangel im Hinblick
auf die Beurteilung des Zusammenhangs zwischen der Wie-
derholung und dem Erfordernis einer ausreichend
abschreckenden Wirkung der Geldbußen darstelle.

Die Rechtsmittelführerin trägt außerdem zwei Rechtsmittel-
gründe vor, um ihre Argumentation zur offensichtlichen
Rechtswidrigkeit der Erhöhung der Geldbuße infolge einer
geänderten Anwendung des Berichtigungskoeffizienten für mil-
dernde Umstände durch das Gericht zu untermauern. Mit dem
Hauptgrund wird eine Überschreitung von Befugnissen, Unzu-
ständigkeit und ein Verstoß gegen die Artikel 229 und 230 EG
durch das Gericht geltend gemacht. Dieser Rechtsmittelgrund
gliedert sich in zwei Teile.

— Der erste Teil bezieht sich darauf, dass das Gericht die
Grenzen seiner Zuständigkeit nach den Artikeln 229 und
230 EG nicht beachtet habe, als es die Entscheidung der
Kommission im Hinblick auf die Berechnungsweise für die
Geldbuße geändert habe.

— Mit dem zweiten Teil rügt die Rechtsmittelführerin, dass das
Gericht ultra petita entschieden habe, als es den Kürzung-
sprozentsatz für mildernde Umstände anders angewandt
und folglich den Betrag der der Rechtsmittelführerin aufer-
legten Geldbuße erhöht habe.

Hilfsweise trägt die Rechtsmittelführerin einen zweiten Rechts-
mittelgrund vor, mit dem sie eine Verletzung der Verteidigungs-
rechte und des Verbotes der Rückwirkung von Strafen geltend
macht. Indem das Gericht seine Absicht, die Berechnungsweise
für die Geldbuße zu ändern und deren Betrag zu erhöhen, nicht
zum Gegenstand einer kontradiktorischen Erörterung gemacht
habe, habe es nämlich einen fundamentalen Grundsatz des
Gemeinschaftsrechts verletzt, was sich konkret auf die Verteidi-
gungsmöglichkeiten der Rechtsmittelführerin ausgewirkt habe.
Das Gericht habe auch eine Rechtsprechung von 2003 rückwir-
kend auf die Entscheidung „belgisches Bier“ von 2001 ange-
wandt, als es die Berücksichtigung des Koeffizienten für mil-
dernde Umstände bei der Berechnungsweise für die Geldbuße
erläutert habe.

(1) Verordnung Nr.17: Erste Durchführungsverordnung zu den Artikeln
85 und 86 des Vertrages (ABl. 13 vom 21.2.1962, S. 204).

Rechtsmittel des J. Ouariachi gegen den Beschluss des
Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften
(Fünfte Kammer) vom 26. Oktober 2005 in der Rechtssa-
che T-124/04, J. Ouariachi gegen Kommission der Europä-

ischen Gemeinschaften, eingelegt am 4. Januar 2006

(Rechtssache C-4/06 P)

(2006/C 48/38)

(Verfahrenssprache: Französisch)

J. Ouariachi hat am 4. Januar 2006 ein Rechtsmittel gegen den
Beschluss des Gerichts erster Instanz der Europäischen Gemein-
schaften (Fünfte Kammer) vom 26. Oktober 2005 in der
Rechtssache T-124/04, J. Ouariachi gegen Kommission der
Europäischen Gemeinschaften, beim Gerichtshof der Europä-
ischen Gemeinschaften eingelegt. Prozessbevollmächtigter des
Rechtsmittelführers ist L. Dupong, avocat.

Die Rechtsmittelführer beantragt,

— die angefochtene Entscheidung aufzuheben und dabei

— alle Beweiserhebungen anzuordnen, mit denen sich die
falsche Angabe von Herrn Louis Charles, dessen allge-
meines Verhalten im Rahmen der Entführung der Kin-
der des Rechtsmittelführers und der Zusammenhang
zwischen der falschen Angabe und der Ausstellung der
Visa für die Kinder des Rechtsmittelführers durch die
sudanesischen Behörden, um die Entführung der Kinder
zu ermöglichen, nachweisen lässt, u. a.

— das persönliche Erscheinen von Herrn Louis Charles,
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